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UN-Behindertenrechts­

konvention: Medizin­

recht am Prüfstand 
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i\ /1 
it dem vorbehaltlosen Beitritt zum UN-Übereinkommen über die

\. , Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-BRK) und dem Fa­
kultativprotokoll (BGB! III 2008/155) wurde auch Österreich Vertragspar­
tei dieses wichtigen Menschenrechtsinstruments, Sein Zweck ist es, ,,den 
vollen und gleichberechtigten Genuss aller Menschenrechte und Grundfrei­
heiten durch alle Menschen mit Behinderunge.n zu fördern, zu schützen 
und zu gewährleisten und die Achtung der ihnen innewohnenden Würde 
zu fördern" (Art 1). Im innerstaatlichen Recht spielt die Konvention freilich 
kaum eine Rolle: Da die Ratifikation gern Art 50 Abs 2 Z 4 B-VG unter Er­
füllungsvorbehalt erfolgte, ist das übereinkommen „durch Erlassung von 
Gesetzen" zu erfüllen (sog Spezielle Transformation). Die einzelnen Bestim­
mungen sind nicht unmittelbar anwendbar und ändern die nationale 
Rechtslage nicht. Sie können folglich auch keine subjektiven Rechte begrün­
den oder Grundlage für gerichtliche Entscheidungen sein. 

Völkerrechtlich ist Österreich allerdings zur Umsetzung der UN-BRK 
verpflichtet. Wie weit diese Verpflichtungen im Detail reichen, hängt von 
schwierigen und strittigen Auslegungsfragen ab. Unbestimmte Formulie­
rungen, sechs authentische Sprachfassungen (zu denen Deutsch nicht ge­
hört) und einander widersprechende Stellungnahmen im Entstehungs­
prozess erleichtern die Interpretation nicht. Die anlässlich des Beitritts ge­
äußerte Einschätzung der Bundesregierung, der UN-BRK sei im österrei­
chischen Recht bereits weitgehend entsprochen, wurde vom „Ausschuss 
für die Rechte von Menschen mit Behinderungen" (Art 34 UN-BRK) in 
vielen Punkten nicht geteilt. Die Vorwürfe richten sich gegen zentrale Be­
reiche der Rechtsordnung (auch des Medizinrechts), die - folgt man dem 
Bericht aus 2013 - grundlegend zu reformieren, wenn nicht überhaupt 
abzuschaffen wären. Im Verdacht der Konventionswidrigkeit stehen etwa 
- um nur drei Beispiele zu nennen - das Sachwalterrecht (wegen der mit
der gesetzlichen Vertretung verbundenen Einschränkung der rechtlichen
Handlungsfähigkeit, vgl Art 12 UN-BRK), das Unterbringungs- und
Heimaufenthaltsrecht (wegen der Möglichkeit eines Freiheitsentzugs we­
gen Selbst- oder Fremdgefährdung, vgl Art 14 UN-BRK) oder die präna­
tale Diagnostik bis hin zur embryopathischen Indikation beim Schwan­
gerschaftsabbruch (weil es sich um eine verpönte behinderungsspezifische
Diskriminierung handle, vgl Art 5 UN-BRK),

Die Einwände des UN-BRK-Ausschusses sind gewiss ernst zu nehmen 
und lösen für die Vertragsstaaten entsprechende Stellungnahme- und Be­
richtspflichten aus. Den vom UN-BRK-Ausschuss vertretenen Interpreta­
tionen des Übereinkommens muss man aber nicht unkritisch folgen. An­
ders als im System der EMRK, wo dem Europäischen Gerichtshof für Men­
schenrechte ein Auslegungsmonopol und eine Entscheidungsbefugnis im 
individuellen Beschwerdefall zukommen, sind die Rechtsmeinungen des 
UN-BRK-Ausschusses für die Vertragsstaaten nicht verbindlich, und zwar 
weder nach der UN-BRK noch nach dem Fakultativprotokoll. Vor über­
stürzten Reformen sollte man daher zunächst die Vorgaben der UN-BRK 
sorgfältig prüfen, Spielräume für eine völkerrechtskonforme Interpretation 
des bestehenden Rechts ausloten sowie eine Harmonisierung mit anderen 
Verträgen - vor allem mit den teilweise gegenläufigen Schutzpflichten aus 
der EMRK - anstreben. Hier ist vor allem die Rechtswissenschaft gefordert. 
Nicht alle Rechtsauffassungen des Ausschusses werden dieser Überprüfung 
standhalten. 
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